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Bericht und Antrag 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu der Entschiießung des Europäischen Pariaments zum Stand 
der Arbeiten zur Verabschiedung der sechsten Richtlinie zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgiiedstaaten über die 
Umsatzsteuer — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitiiche 
steuerpfiichtige Bemessungsgrundiage 
— Drucksache 7/3849 — 


A. Problem 

Das Übereinkommen der EG-Mitgliedstaaten vom 21. April 1970 
sieht vor, daß der EG-Haushalt neben Zöllen und Abschöpfun- 
gen aus Mehrwertsteuereinnahmen, die sich in Anwendung 
eines Satzes ergeben, der 1 v. H. der steuerpflichtigen Bemes- 
sungsgrundlage nicht überschreiten darf, finanziert werden soll. 
Zur Harmonisierung der Bemessungsgrundlage hat die EG- 
Kommission im Sommer 1973 die sechste Harmonisierungsricht- 
linie zur Umsatzsteuer vorgelegt, die bisher im Rat nicht ver- 
abschiedet werden konnte. Das Europäische Parlament stellt in 
der vorliegenden Entschließung u. a. fest, es könne sich des 
Eindrucks nicht erwehren, daß das langsame Verfahren im Rat 
auf die Abwesenheit eines politischen Willens zurückzufüh- 
ren sei. 


B. Lösung 

Der Ausschuß empfiehlt dem Bundestag, in einer Entschließung 
zum Ausdruck zu bringen, daß er nach wie vor für eine Ver- 
einheitlichung der steuerlichen Bemessungsgrundlage der Mehr- 
wertsteuer eintritt, er aber noch eine weitere Prüfung der vom 
Bundestag in seiner Entschließung zum Entwurf einer sechsten 
Umsatzsteuerrichtlinie geäußerten Bedenken für erforderlich 
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hält, nachdem in den entscheidenden Punkten bisher kein Fort- 
schritt erzielt worden ist. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

wurden nicht erörtert 


D. Kosten 

Im Zusammenhang mit der im Entwurf der sechsten Umsatz- 
steuerrichtiinie vorgesehenen Einbeziehung von Grundstücks- 
umsätzen in die Bemessungsgrundlage der Umsatzsteuer mit 
der faktischen Folge eines Verzichts auf die Erhebung von 
Grunderwerbsteuer droht ein Steuerausfall von etwa 1 Mrd. 
DM, der durch andere vorgesehene Erweiterungen der Bemes- 
sungsgrundlage nicht voll kompensiert würde. 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Becker (Mönchengladbach) 


Die Vorlage — Drucksache 7/3849 — wurde mit 
Schreiben des Präsidenten des Deutschen Bundes- 
tages vom 17. September 1975 an den Finanzaus- 
schuß überwiesen, der am 24. September 1975 über 
die Vorlage beraten hat. 

Der Finanzausschuß hat sich bereits früher ein- 
gehend mit dem Vorschlag einer sechsten Richtlinie 
des Rates zur Harmonisierung der Rechtsvorschrif- 
ten der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern 
— Drucksache 7/913 — befaßt und am 20. März 1974 
dem Plenum berichtet — Drucksache 7/1879 — . In 
der auf Vorschlag des Ausschusses gefaßten Ent- 
schließung hatte der Bundestag das Ziel, das die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften mit 
ihrem Vorschlag für eine 6. Richtlinie des Rates zur 
Harmonisierung der Umsatzsteuer verfolgt aus- 
drücklich begrüßt, aber auch darauf hingewiesen, 
daß der Vorschlag in einigen — unter dem Ge- 
sichtspunkt der Herstellung eines ungehinderten 
Warenaustauschs sekundären — Punkten tiefgrei- 
fende Änderungen des deutschen Umsatzsteuerrechts 
zur Folge hätte. Unter anderem würde die Richt- 
linie zur Folge haben, daß durch die Einbeziehung 
von Grundstücksumsätzen in die Bemessungsgrund- 
lage die Grunderwerbsteuer mit ihren sozialen 
Steuerbefreiungstatbeständen faktisch ausgeschlos- 
sen würde. 

Die Verhandlungen, die die Vertreter der Bun- 
desregierung in Übereinstimmung mit der damali- 
gen Entschließung beim Rat der Europäischen Ge- 
meinschaften geführt haben, haben bisher zu keiner 
wesentlichen Annäherung der Standpunkte geführt. 
Hinsichtlich der Ablehnung der Einbeziehung der 
Grundstücksumsätze in die Bemessungsgrundlage 
wird der deutsche Standpunkt von mehreren Mit- 
gliedstaaten geteilt. Da auch die anderen Mitglied- 
staaten eine Reihe von Bedenken angemeldet ha- 
ben, sind nach Auffassung der Bundesregierung noch 
intensive Beratungen der vorbereitenden Gremien 


erforderlich, so daß ein Inkrafttreten der sechsten 
Umsatzsteuerrichtlinie zum 1. Januar 1976 derzeit 
wenig wahrscheinlich ist, so wünschenswert es wäre. 

Der Ausschuß betrachtet die Harmonisierung der 
Bemessungsgrundlage der Mehrwertsteuer als einen 
dringend notwendigen Schritt, um darauf aufbauend 
die Steuersätze zu harmonisieren und den Waren- 
verkehr innerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
endlich von steuerlichen Ent- und Belastungen an 
den Binnengrenzen freizustellen. Der Ausschuß hat 
bereits in der zur sechsten Umsatzsteuerrichtlinie 
vorgeschlagenen Entschließung zum Ausdruck ge- 
bracht, daß dieses Ziel der Liberalisierung des 
Warenverkehrs unter annähernder Wettbewerbs- 
gleichheit maßgebliche Richtschnur für eine Ver- 
ständigung unter den Mitgliedstaaten sein muß. 

Dieses Ziel steht grundsätzlich im Einklang mit 
der völligen Ersetzung der Mitgliedsbeiträge durch 
eigene Einnahmen der Europäischen Gemeinschaft, 
indem ihr neben den Zöllen und Abschöpfungen ein 
Anteil aus der Mehrwertsteuer zufließt. Der Kom- 
missionsvorschlag für eine sechste Richtlinie zur 
Harmonisierung der Umsatzsteuer ist deutlich von 
diesem zusätzlichen Zweck der Harmonisierung der 
steuerlichen Bemessungsgrundlage geprägt. Diese 
Ausdehnung der einheitlichen steuerlichen Bemes- 
sungsgrundlage auf Tatbestände, die nur in einzel- 
nen Mitgliedstaaten der Bemessungsgrundlage zu- 
gerechnet werden, behindert offenbar die Verstän- 
digung mit der Kommission und unter den Mitglied- 
staaten. Der Ausschuß ist daher der Auffassung, daß 
weitere Gespräche und gegenseitiges Nachgeben 
notwendig sind, um zu einer Verständigung zu 
kommen. Es ist mit dem Europäischen Parlament der 
Auffassung, daß dies ohne Verzögerung geschehen 
muß. 

Namens des Ausschusses bitte ich der nachstehen- 
den Entschließung zuzustimmen. 


Bonn, den 29. September 1975 


Dr. Becker (Mönchengladbach) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Vorlage — Drucksache 7/3849 — zur Kenntnis zu nehmen; 

2. folgende Entschließung zu fassen; 

Das Europäische Parlament hat in einer Entschließung vom 20. Juni 1975 
zum Stand der Arbeiten im Rat der Europäischen Gemeinschaften zur Ver- 
abschiedung der sechsten Richtlinie zur Harmonisierung der Rechtsvorschrif- 
ten der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuer Stellung genommen. Es hat 
dabei die große Bedeutung des Ratsbeschlusses vom 21. April 1970 über die 
eigenen Einnahmen der Europäischen Gemeinschaften aus der Mehrwertsteuer 
hervorgehoben und eine rasche Verabschiedung dieser Richtlinie gefordert. 

Der Deutsche Bundestag hat von dieser Entschließung Kenntnis genommen. 
Er nimmt sie zum Anlaß, daran zu erinnern, daß er in seiner Stellungnahme 
vom 26. April 1974 zu dem Vorschlag der Kommission für eine sechste Richt- 
linie das Ziel, das die Kommission mit ihrem Vorschlag verfolgt, ebenfalls 
als einen bedeutenden Beitrag zu Fortschritten in der Angleichung der um- 
satzsteuerlichen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten begrüßt und damit den 
politischen Willen zum Ausdruck gebracht hat, für eine Vereinheitlichung der 
steuerpflichtigen Bemessungsgrundlage der Mehrwertsteuer einzutreten. Da- 
her hält auch er es für notwendig, daß diese Richtlinie so bald als möglich 
durch den Rat der Europäischen Gemeinschaften verabschiedet wird. Er ist 
sich allerdings zugleich der Schwierigkeit der Aufgabe bewußt, das Umsatz- 
steuerrecht der neun Mitgliedstaaten in der von der Kommission vorgeschla- 
genen Weise zu vereinheitlichen. Ungeachtet der Dringlichkeit der baldigen 
Verabschiedung der Richtlinie bekräftigt der Deutsche Bundestag daher seine 
Bitte an die Bundesregierung, ihr besonderes Augenmerk darauf zu richten, 
daß der Vorschlag der Kommission in einigen Punkten schwerwiegende Pro- 
bleme für die Bundesrepublik Deutschland aufwirft und daher vor seiner 
Annahme einer sehr sorgfältigen Prüfung bedarf. 


Bonn, den 29. September 1975 


Der Finanzausschuß 

Frau Funcke Dr. Becker (Mönchengladbach) 

Vorsitzende Berichterstatter 
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